
Editorial

Liebe Leserin,
lieber Leser, 

In unserem Wirtschafts-
system gibt es meist 
keine Bewertung der 
Folgen umweltschädi-
gender Produktionswei-
sen. Eine Berechnung 
dieser Kosten, die häufig 
von der Gesellschaft ge-
tragen werden, ermög-
licht, den wahren Preis 
eines Produktes dar-
zustellen. Wir zeigen, 
warum dieses Thema 
auch in Bezug auf die 
Landwirtschaft wichtig 
ist (" Seite 1 und 3).

Aktuell ist gerade das 
Europäische Saatgut-
recht in Überarbeitung. 
Lesen Sie auf Seite 2, 
welche Chancen und 
Gefahren dies für die 
Förderung der Arten-
vielfalt bedeutet.

Erfreulich ist jedenfalls 
das Ergebnis zweier 
österreichischer Um-
fragen: 80  Prozent der 
Bevölkerung sehen in 
Bio die beste Form der 
Landwirtschaft. Unter 
den Bäuerinnen und 
Bauern besteht das Po-
tenzial zur Verdoppe-
lung der Bio-Betriebe 
("  Seite 4). Das lässt 
uns motiviert ins neue 
Jahr starten.

Ein erfolgreiches Jahr 
2013 wünscht

Ihr BIO AUSTRIA-Team

BIO.POLITIK
Agrarpolitisches Journal 
der Biobäuerinnen und Biobauern ÖsterreichsA
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Warum wir einen hohen Preis für billiges Essen zahlen 

Teure Umweltschäden
Die Landwirtschaft 

kann eine breite 
Palette an Leistungen 
erbringen, die weit über 
die Produktion von Le-
bensmitteln hinausge-
hen – von der Bewah-
rung einer gesunden 
Umwelt bis zur Schaf-
fung einer lebenswer-
ten Kulturlandschaft. 
Landwirtschaf t l iche 
Aktivitäten können aber 
auch die Umwelt schä-
digen und dadurch hohe 
Kosten verursachen. So  
kann etwa die Belas-
tung von Grundwasser 
mit Pestiziden die Trink-
wasserversorgung beeinträchtigen oder ver-
stärkte Bodenerosion zu Vermurungen und 
Überschwemmungen führen. Die Beseitigung 
dieser Schäden zahlt in der Regel die Allge-
meinheit. Die Kosten spiegeln sich nicht im 
Preis der Nahrungsmittel wider.

Umweltdruck reduzieren
Sauberes Grundwasser, biologische Vielfalt 
oder eine schöne Landschaft sind 
öffentliche Güter und besitzen kei-
nen Marktwert, weil sie niemand 
exklusiv nutzen kann. Eine Ge-
samtberechnung der Kosten und 
Leistungen der Landwirtschaft ist 
schwierig und liegt nicht vor. Das 
Ausmaß hängt aber wesentlich von 
der Art der Landwirtschaft ab. 

Schätzungen zufolge gehen jähr-
lich weltweit bis zu 20 Millionen 
Hektar landwirtschaftliche Nutz-
fläche als Folge konventioneller 
Intensivierung (u. a. durch Einsatz 
von Pestiziden und leichtlöslichen 
Düngern) verloren. Auch bei der 
Verursachung von Treibhausgasen 

ist die Landwirtschaft beteiligt. Die Emissio-
nen sind in der biologischen Landwirtschaft 
wesentlich geringer. So werden in der Bio-
Tierhaltung bis zu 50 Prozent weniger Treib-
hausgase freigesetzt. 

Der wahre Preis des Essens
In einer Gesamtbetrachtung des Umwelt-
drucks eines Produktes, das die Vorkette des 

Produktes (d. h. sämtliche Stoff- 
und Energieflüsse) berücksich-
tigt, belasten Bio-Lebensmittel 
die Umwelt weit weniger. Bei den 
tierischen Bio-Produkten ist der 
Umweltdruck um bis zu 60 Pro-
zent geringer als bei konventi-
onellen. Im Pflanzenbau ist der 
ökologische Druck um bis zu 80 
Prozent niedriger. Die externen 
Kosten der Bio-Landwirtschaft 
können daher als erheblich gerin-
ger eingestuft werden. Wenn die 
ökologischen Kosten der Land-
wirtschaft voll in den Produktpreis 
einfließen würden, dann wären in-
dustriell produzierte Lebensmit-
tel sehr viel teurer.

Rudi Vierbauch, 
Obmann von  
BIO AUSTRIA: 
„Die Bio-Landwirt-
schaft maximiert 
die Leistungen 
und minimiert 
die Kosten für die 
Gesellschaft.“

Verstärkte Bodenerosion durch intensive Landwirtschaft kann zu Vermurungen und 
Überschwemmungen führen. Die Sanierungskosten trägt häufig die Gesellschaft.
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Die Europäische Kommission arbei-
tet derzeit an einem Entwurf zur 

Vereinfachung und Harmonisierung 
des Saatgutverkehrsrechts. Betroffen 
ist der Handel bzw. Tausch von Saat- 
und Pflanzgut. Als eines der Unterziele 
der Novelle nennt die EU-Kommission 
die Förderung der Biodiversität.

Vermarktung setzt 
Sortenregistrierung voraus
Derzeit schreibt das Gesetz eine kost-
spielige Registrierung als Sorte vor, 
bevor Saat- und Pflanzgut vermarktet 
werden darf. Zusätzlich muss jegliches 
Saatgut einer registrierten Sorte auch 
noch zertifiziert werden, was wiederum 
Kosten verursacht. Erleichterungen bei 
der Registrierung bestehen für selte-
ne Sorten (sogenannte Amateur- und 
Erhaltungssorten). Diese unterliegen 
beim Handel jedoch starken Mengen-
beschränkungen.

Biologisch gezüchtete Sorten 
benachteiligt
Das Zulassungssystem ist zudem auf 
die konventionelle Landwirtschaft zu-
geschnitten. Biologisch gezüchtete 
Sorten können oft die Kriterien nicht 
erfüllen, da sie beispielsweise häufig 
genetisch nicht so einheitlich sind wie 
es derzeit für die Sortenregistrierung 
gefordert wird. Eine gewisse Inhomo-
genität ist aber durchaus ein Vorteil, 
weil Pflanzenbestände dadurch resis-
tenter gegen Krankheiten und Schäd-
linge sind. Genetisch zu einheitliche 
Sorten sind hingegen oft auf den Ein-
satz von Pestiziden und Mineraldünger 
ausgelegt, was die Umwelt belastet 
und zu Abhängigkeit von Agrarkonzer-
nen führt.

Wahlfreiheit statt 
Registrierungspflicht
Die verpflichtende Zulassung von Sor-
ten vor der Vermarktung wird damit 
begründet, dass nur so die für hohe 
Produktivität notwendige Saatgutquali-
tät sichergestellt werden kann. Diesem 
sehr engen Verständnis von Wirtschaft-
lichkeit könnte auch im Rahmen einer 
freiwilligen Zulassung genüge getan 
werden. Damit wäre es dann aber auch 
möglich, dass kleine Züchter ihre Sor-
ten ohne aufwendige und teure Regis-
trierung und Zertifizierung sowie auch 
ohne Mengenbeschränkungen auf den 
Markt bringen. Dies könnte das Ange-
bot an biologisch gezüchteten Sorten 
deutlich erhöhen. Die abnehmenden 
Landwirtinnen und Landwirte könnten 
aber auch bei einem freiwilligen Zulas-
sungssystem jene Sorten wählen, die 
für ihre Zwecke am besten geeignet 
sind. 

Sortenvielfalt ist 
Ernährungssicherheit
Auf dem Saatgutmarkt hat in den letz-
ten Jahrzehnten eine extreme Kon-
zentration stattgefunden. Inzwischen 
bestimmen nur mehr rund zehn mul-
tinationale Konzerne über mehr als 
70 Prozent des globalen Angebots. Sie 
bestimmen, welches Saatgut zu wel-
chen Preisen auf den Markt kommt und 
somit welche Nahrungsmittel produ-
ziert werden. Dies ist eine große Gefahr 
für die Ernährungssouveränität und die 
Agro-Biodiversität. 

Die aktuelle Revision des Europäischen 
Saatgutrechts ist eine große Chance, 
endlich unnötige Hürden beim Handel 
mit Saat- und Pflanzgut abzubauen. 
Auch die Rechte der Bäuerinnen und 
Bauern auf Austausch und Handel von 
eigenem Saatgut – sei es als Erhalter 
seltener und traditioneller Kulturpflan-
zen oder als Züchter neuer Sorten  – 
müssen deutlich gestärkt werden. 
Wenn man die Förderung der Biodiver-
sität als Ziel der anstehenden Novelle 
des EU-Saatgutverkehrsrechts ernst 
nimmt, dann muss sich das EU-Recht 
von einer Verhinderungs- zu einem 
Förderungsinstrument für pflanzenge-
netische Ressourcen wandeln.

Österreich
Bio-Getreide sicherer 
Mykotoxine sind Gifte aus Schim-
melpilzen, die für Menschen gif-
tig sein können. Eine mehrjährige 
Analyse der Landwirtschaftskam-
mer Oberösterreich zeigt, dass Bio-
Getreide fast um die Hälfte weniger 
damit belastet ist. Der Bio-Landbau 
erreicht dies durch gesunde Frucht-
folge, organische Düngung und För-
derung der Verrottung durch ein 
aktives Bodenleben. In der konven-
tionellen Produktion konnten selbst 
mit gezielten Pestizidanwendungen 
die Werte nur annähernd auf das Ni-
veau von Bio gesenkt werden.

Europa 
Weniger Schutz gegen 
Patente auf Lebewesen 
Das EU-Parlament hat dem soge-
nannten Einheitspatent zugestimmt. 
Mit diesem Rechtsakt sollen Patent
anmeldungen in der EU einfacher 
und billiger werden, was zu noch 
mehr Patenten auf Pflanzen und Tie-
re führen kann. Dies kann den Züch-
tungsfortschritt und die Artenvielfalt 
gefährden (siehe BIO.POLITIK 2/12). 
Gleichzeitig könnten Klagen von 
Nichtregierungsorganisationen ge-
gen ungerechtfertigte Patentertei-
lungen erschwert werden.

GLOBAL
Bio-Soja-Anbau gefährdet
Die Bio-Soja-Ernte von hunderten 
Bio-Kleinbetrieben in Südbrasilien 
wurde vor zwei Jahren durch Rück-
stände des in vielen Ländern bereits 
verbotenen Pestizids Endosulfan 
unverkäuflich. Das Gift gelangte von 
der konventionellen Landwirtschaft 
in die Umwelt. Finanzielle Einbu-
ßen von 650.000 CHF trafen die Bio-
Produzenten, obwohl sie die Verun-
reinigung nicht verschuldet hatten. 
Inzwischen läuft die Übergangsfrist 
für das weltweite Verbot von Endo-
sulfan.

Europäisches Saatgutrecht in Überarbeitung

Agro-Biodiversität 
in Gefahr 

Impressum: 
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Ellbognerstraße 60, 4020 Linz, www.bio-austria.at, 
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fik: A BISS Z. Druck: Robitschek, 1050 Wien, hergestellt 
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Teure Umweltschäden 

• �Global betragen die Durchschnittskosten 
von Unwetterereignissen – einschließ-
lich Trockenheit, Extremtemperaturen 
und Großflächenbrände – jährlich 9,39 
Mrd. USD (ZEF 2011).

• �Ohne die Bestäuberleistung von 
Bienen und anderen Insekten würden 
erhebliche Ernteverluste auftreten. Der 
ökonomische Nutzen der natürlichen 
Bestäuber wird weltweit auf über 150 
Mrd. Euro geschätzt (TEEB).

• �Die globalen Kosten der Bodenerosion 
betragen 400 Mrd. USD pro Jahr. Dies 
schließt etwa Hochwasserschäden mit 
ein oder Energiekosten, die für den 
Einsatz von Düngemitteln infolge der 
Reduktion der natürlichen Boden-
fruchtbarkeit, anfallen (ZEF 2011).

BIO.POLITIK hat mit Dipl.-Volkswirt 
Christoph Schröter-Schlaack, einem 
der wissenschaftlichen Koordina-
toren der Studie „The Economics 
of Ecosystems and Biodiversity“ 
(TEEB), darüber gesprochen, wie der 
Wert der Natur auch ökonomisch be-
rücksichtigt werden kann.

Sie haben an der TEEB-Studie mitge-
arbeitet. Haben Sie sich auch mit den 
Kosten auseinandergesetzt, die die 
Landwirtschaft verursacht und die von 
der Gesellschaft getragen werden?
Diese Studie hat sich nicht explizit mit 
den externen Kosten der Landwirt-
schaft auseinandergesetzt. Das The-
ma ist aber sehr relevant, z. B. die Fra-
ge, auf welchen Böden Landwirtschaft 
betrieben werden soll. In Deutschland 
werden hierzu in größerem Umfang 
Moorböden genutzt. Dabei wird viel 
CO2 freigesetzt. Es müssen laufend 
Schöpfarbeiten durchgeführt wer-
den, um die Böden trocken genug zu 
halten. Das wird überwiegend aus öf-
fentlichen Geldern bezahlt. Wenn die 
Bauern selbst die Trockenhaltungs-
kosten übernehmen müssten, würde 
sich die Landwirtschaft oft nicht mehr 
lohnen. Das ist ein Beispiel, wo eine 
Bewirtschaftung weder ökonomisch 
noch ökologisch sinnvoll ist. 

Wie kann man externe Kosten messen 
und warum ist das sinnvoll? 
Es gibt beispielsweise Studien über 

die Folgen des Stickstoffaustrages 
durch die Landwirtschaft. Über diese 
Daten kann man die Höhe der Folge-
schäden für Gewässer und Böden ab-
schätzen. 
Bei vielen Investitionsentscheidun-
gen wird nur errechnet, wie viel ein 
Projekt erwirtschaftet, die Umwelt-
schäden werden aber nicht genügend 
beachtet. 
Wenn z. B. im Zuge des Straßenbaus 
ein Stück Wald abgeholzt wird, sollte 
man vorab auch eine Vorstellung über 
den Nutzen der verlorengegangenen 
Leistungen des Waldes haben, etwa 
die höheren Schäden im Falle eines 
Hochwassers oder eine verschlech-
terte Wasserqualität. Erst dann kann 
man wirklich entscheiden, ob das 
Projekt sinnvoll ist.

Wie sehen Sie die Bio-Landwirtschaft 
in diesem Zusammenhang?
Bei der Bio-Landwirtschaft fallen 
durch die Wirtschaftsweise weniger 
externe Kosten an. Bei den konven
tionellen Betrieben versucht man 
negative Effekte zu reduzieren, indem 
man sie über Cross Compliance und 
Agrarumweltprogramme dazu moti-
viert, höhere Umweltstandards einzu-
halten. 
Ich denke es ist unumstritten, dass 
die Bio-Landwirtschaft hier Vortei-
le hat, sei es wegen der geringeren 
Schadstoffausträge oder der für die 
Böden günstigeren Bewirtschaftung.

Wie sieht es mit der politischen Um-
setzung der Erkenntnisse über exter-
ne Kosten aus?
In der Diskussion um die neue Periode 
der Gemeinsamen Agrarpolitik wird 
unter dem Stichwort Greening disku-
tiert, die allgemeinen Umweltschutz-
auflagen zu erhöhen. Viele Experten 
finden es aber sinnvoller, die ambiti-
onierteren Agrarumweltprogramme 
zu stärken. In Deutschland ist es noch 
relativ fremd, den ökonomischen Nut-
zen von Naturleistungen zu ermitteln. 
Unsere Studie „Naturkapital Deutsch-
land“ (www.naturkapital-teeb.de) soll 
hierfür sensibilisieren. In Großbritan-
nien ist es hingegen schon üblich, die 
Kosten aus der Zerstörung von Na-
turleistungen in Entscheidungen über 
öffentliche Investitionsprojekte zu be-
rücksichtigen. 

Christoph Schröter-Schlaack ist Diplom-Volks-
wirt und arbeitet am Helmholtz Zentrum für 
Umweltforschung (UFZ)  in Leipzig.
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Christoph Schröter-Schlaack, UFZ

Umweltschäden verursachen extreme Kosten 

Vorsorgen billiger als reparieren
Wenn die Kosten für die von Unter-

nehmen verursachten Umwelt-
schäden von der Gesellschaft getragen 
werden, dann führt dies zu Wettbe-
werbsvorteilen gegenüber einer um-
weltfreundlicheren Produktionsweise. 
Dieses Problem hat dazu geführt, dass 
die Anwendung des Vorsorgeprinzips 
und die „Internalisierung“ externer 
Kosten gefordert wird. 

Die Studie „The Economics of Ecosys-
tems and Biodiversity“ (TEEB), die von 
der EU-Kommission im Jahr 2007 ini-
tiiert wurde, hat tausende Studien und 
Beispiele analysiert, wie Zahlungen für 
Ökosystemdienstleistungen zu einer 
besseren Bewahrung des Naturkapi-

tals führen (siehe Interview). Neben 
dem Eigenwert der Natur wird auch 
der ökonomische Wert von Natur dar-
gestellt. Der Verlust biologischer Viel-
falt gefährdet zunehmend die Lebens-
grundlagen. So werden z.B. 10.000 bis 
20.000 Pflanzenarten für Arzneien 
verwendet. Die Ökosystemdienstleis-
tungen gesunder Böden sind etwa der 
Schutz vor Überschwemmungen und 
die Speicherung großer Mengen CO2, 
was dem Klimawandel entgegenwirkt. 
Solange die ökologischen Kosten der 
Landwirtschaft nicht in den Produkt-
preis einfließen, bedarf es der Abgel-
tung von Umweltschutzleistungen, um 
die entstehenden Wettbewerbsverzer-
rungen auszugleichen.

Interview



Bio-Fläche 
Anteil an landwirtschaftlicher 
Nutzfläche mit Almen und 
Bergmähdern in Österreich 
(INVEKOS 2011)

19,6 %
(536.877 ha)

16,3 %
(21.575)

6,5 %
(312 Mio. €)

  Bio-Barometer Stand: Dezember 2012

Bio-Betriebe 
Anteil an allen Betrieben 
mit Almen und Bergmähdern 
in Österreich
(INVEKOS 2011)

Bio-Umsatz 
Anteil im LEH, nur  
ausgewählte Warengruppen 
in Österreich  
(RollAMA, Mai 2011 – April 2012)

19,6 %
(536.877 ha)

16,3 %
(21.575)

6,5 %
(312 Mio. €)

19,6 %
(536.877 ha)

16,3 %
(21.575)

6,5 %
(312 Mio. €)

Gründe für einen Umstieg auf Bio ab 2014 aus Sicht  
der Bäuerinnen und Bauern
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Umweltschonende Produktion, kei-
ne oder geringe Verwendung von 

Pestiziden und Kunstdünger, Gentech-
nikfreiheit und biologische Produktion, 
das sind für die Österreicherinnen und 
Österreicher laut einer aktuellen, von 
KeyQUEST Marktforschung im Auftrag 
von BIO AUSTRIA erstellten Meinungs-
umfrage, die wichtigsten Merkmale 
für die Landwirtschaft der Zukunft. 80 
Prozent der Bevölkerung halten die 
Bio-Landwirtschaft insgesamt für die 
beste und umweltverträglichste Form 
der Landwirtschaft.

Abgeltung von Umwelt
leistungen befürwortet
Eine hohe Zustimmung findet die Ab-
geltung von landwirtschaftlichen Leis-
tungen: 83 Prozent befürworten, dass 
Bäuerinnen und Bauern weiterhin Zah-
lungen als Ausgleich für die Erbrin-
gung von Umweltleistungen und von 
damit verbundenen Produktionsnach-
teilen erhalten. Für eine besondere 
Förderung von Bio-Betrieben, um den 
Anteil der Bio-Landwirtschaft in Öster-
reich weiter zu erhöhen, sprechen sich 
konkret 69 Prozent aus.

GroSSes Potenzial für BIO
Derzeit werden fast 20 Prozent der 
landwirtschaftlichen Flächen Öster-
reichs biologisch bewirtschaftet. Laut 
einer Umfrage der KeyQUEST Markt-
forschung vom Frühjahr 2012, werden 
von den konventionellen Bäuerinnen 
und Bauern Österreichs sechs Prozent 
„sehr sicher“ und 27 Prozent „even-
tuell“ im Jahr 2014 mit dem Start der 
neuen EU-Förderperiode auf die Bio-
Landwirtschaft umsteigen. Unter der 
Annahme, dass zusätzlich zu den sechs 
Prozent, die „sicher“ umstellen wollen, 

die Hälfte der Betriebe, die „eventuell“ 
umstellen wollen, tatsächlich auf Bio 
umstellt, steigt die Zahl der Bio-Betrie-
be von knapp 22.000 auf über 47.000.

Die Ergebnisse beider Umfragen sind 
ein klarer Auftrag an die Agrarpolitik, 
das Umsteigerpotenzial voll auszu-
schöpfen und mittelfristig eine Verdop-
pelung des Bio-Anteils anzupeilen. Um 
dies zu erreichen, muss in der kom-
menden Förderperiode ein Schwer-
punkt für die biologische Landwirt-
schaft gesetzt werden, sowohl bei den 
flächenbezogenen Umweltmaßnah-
men als auch im Rahmen der Bildung, 
Beratung, Informations- und Absatz-
förderung, Investitionen, Innovation 
und Kooperation.

Die Versuche, das EU-Budget für die 
Landwirtschaft drastisch zu kürzen, 
widersprechen massiv den Anliegen 
der Gesellschaft an eine zukunftsfähige 
Landwirtschaft. Als Gegenleistung für 
Agrarförderungen wird von 88 Prozent 
der Bevölkerung eine umweltscho-
nende Produktion naturbelassener 
Lebensmittel erwartet. Die Ökologi-
sierung der gemeinsamen Agrarpolitik 
der EU ist daher unabdingbar, um den 
hohen gesellschaftlichen Rückhalt für 
Agrarförderungen langfristig zu erhal-
ten.

Österreicherinnen und Österreicher bereit für Ausbau der Bio-Landwirtschaft 

Mit Bio in die Zukunft  

Retouren an BIO AUSTRIA, Theresianumgasse 11, 1040 Wien

Die Zukunftsfähige Landwirtschaft aus Sicht der 
Österreicherinnen und Österreicher 
in Prozent der Befragten
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„Alles in allem halte ich die 
biologische Landwirtschaft  für die beste und

umweltverträglichste Form der Landwirtschaft.”

Sollte die EU bzw. Österreich
die Bio-Landwirtschaft besonders fördern,

um den Bio-Anteil zu erhöhen?
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